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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 2 U 235/14 B 
 
L 2 U 54/12 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 163 U 76/09 (SG Berlin) 
 
 
 
…………..……….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Unfallkasse des Bundes, 
Weserstraße 47, 26382 Wilhelmshaven, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. November 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d  sowie die Richter Prof. Dr. S p e l l b r i n k  

und H e i n z   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 4. September 2014 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen und den Rechtsanwalt M.           ,       B.           , 

beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

 

G r ü n d e : 

 

Die vom Kläger selbst eingelegte Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der 

angefochtenen Entscheidung des LSG ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 

Halbs 2 iVm § 169 SGG). Sie entspricht nicht der gesetzlichen Form, weil Rechtsmittel zum 

BSG wirksam nur durch zugelassene Prozessbevollmächtigte (§ 73 Abs 4 SGG) eingelegt wer-

den können. Dieses Erfordernis, auf das in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Ur-

teils hingewiesen wird, hat der Kläger nicht beachtet. 

 

Auch sein Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. Ein Beteiligter, der 

nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung 

nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, erhält auf Antrag Prozesskostenhilfe, 

wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 

Satz 1 SGG iVm § 114 Abs 1 Satz 1 ZPO). Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. 

 

Nach § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das angefochtene Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht 

wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher die Zulassung 

der Revision rechtfertigender Grund ist entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG weder hinreichend 

dargelegt noch bezeichnet worden und auch nach einer im Prozesskostenhilfeverfahren gebote-

nen summarischen Prüfung des Streitstoffs nicht zu erkennen. Eine allgemeine Überprüfung 

des Rechtsstreits in dem Sinne, ob das LSG in der Sache richtig entschieden hat, ist im Rah-

men einer Nichtzulassungsbeschwerde nicht zulässig. Soweit der Kläger mit seinem Hinweis auf 

das vor dem SG erklärte Befangenheitsgesuch zugleich die Beweiswürdigung des LSG rügen 

will, ist auch dies gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 iVm § 128 Abs 1 Satz 1 SGG unzulässig. 

 

Mit der Ablehnung des Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe entfällt auch die Beiord-

nung eines Rechtsanwalts (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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